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Sebastian Schanzer

Der Imageschaden für die Ge-
meinde war angerichtet: Im
Dezember 2019 berichtete diese
Zeitung von einem Gemeinde-
verwalter in Binningen, der sein
Personal «anschreit, zusammen-
staucht, auf denTisch haut» und
teilweise «aus heiterem Him-
mel»Verwarnungen ausspreche.
Zahlreiche Mitarbeitende der
Finanzabteilung und der Ge-
meindepolizei hätten sich in die-
ser Atmosphäre der Angst und
des Schreckens krankschreiben
lassen oder hätten gekündigt.
Und: DerBinningerGemeinderat
als Arbeitgeber habe nichts da-
gegen unternommen, so derVor-
wurf im Artikel. Der Text fusste
unter anderem auf einem Tref-
fen des Journalisten mit mehre-
ren betroffenen Angestellten.

An diesem Treffen war auch
einDorfpolizist zugegen,der sich
nun in einemRechtsstreitmit der
Gemeinde befindet. Bei einem
Vorfall 2019 hatte ergenaudas er-
lebt, was dem Verwaltungsleiter
im Zeitungsbericht vorgeworfen
wird: Er sei grundlos angeschrien
worden, und der Verwalter habe
ihmmit der fristlosenKündigung
gedroht,wenn er nicht sage,was
in seinem Team gerade abgehe.
Offenbar herrschte zu jener Zeit
schlechte Stimmung bei der Ge-
meindepolizei, es gabReibereien
zwischen einzelnenAngestellten.
Der Vorfall beim Verwalter muss
für den Dorfpolizisten ein trau-
matisches Erlebnis gewesen sein.
SchlafloseNächte folgten, sodass
er sichwenig später krankschrei-
ben lassen musste.

Imageschaden kann nicht
rückgängig gemacht werden
Die Kündigung hat der Polizist
einigeMonate später tatsächlich
erhalten.Nicht etwa,weil er sich
nicht zu den Unstimmigkeiten
imTeam äusserte, sondern,weil
er dieMedien überdieVorkomm-
nisse auf der Binninger Verwal-
tung informiert haben soll, an-
statt das Problem intern zu lö-
sen. Er habe damit gegen die
arbeitsrechtliche Treuepflicht
verstossen und das öffentliche
Vertrauen inVerwaltung und Po-
lizei massiv geschädigt, so der
Vorwurf der Gemeinde.

Am Dienstag trafen sich die
Beteiligten vor dem Baselbieter
Kantonsgericht wieder. Der Po-
lizist hatte die Kündigung ange-
fochten, die Baselbieter Regie-
rung gab ihm in erster Instanz
recht. Die Kündigung sei miss-
bräuchlich erfolgt, weil zuvor
keine Verwarnung mit Bewäh-
rungsfrist ausgesprochen wor-
den sei, wie es das Personalreg-
lement der Gemeinde eigentlich
vorschreibt.

DagegenhatwiederumdieGe-
meinde Binningen Beschwerde
eingelegt. Ihr Anwalt argumen-
tierte, eine Verwarnung hätte in
dieser «toxischen Situation»
nichts gebracht.DerPolizist habe
das «Nest bereits beschmutzt»,
was nicht rückgängig gemacht
werden könne. Nur aus Kulanz
habeman auf eine fristlose Kün-
digung verzichtet, die bei solch

einer schweren Pflichtverletzung
eigentlich angezeigt gewesen sei.

Doch die fünf Richter amKan-
tonsgericht stellten sich am
Dienstag unterVorsitz vonVize-
präsident Daniel Ivanov ge-
schlossen hinter den geschass-
ten Polizisten. DerVorwurf, dass
derMann nicht nach einer inter-
nen Lösung gesucht habe, sei

höchst problematisch. «Beiwem
hätte er sich denn noch melden
sollen?», gab Richter Stefan
Schulthess zu bedenken. Sein
direkter Vorgesetzter wie auch
der Abteilungsleiter seien selbst
dem Verwalter unterstellt. Und
derBinningerGemeinderat habe
trotz aufsichtsrechtlicher Be-
schwerde des Polizisten keine

Anstalten erkennen lassen, sich
um seine Sorgfaltspflicht zu
kümmern. «Bei dem rabiaten
Verhalten des Verwaltungslei-
ters,wie es der Polizist glaubhaft
schildert, muss man sich nicht
wundern,wenn dieAngestellten
aufgeschreckt sind», so Richter
Schulthess.Die fünf Richter zeig-
ten kein Verständnis für die

Untätigkeit derGemeinde in die-
sem Fall.

Auch die Beratungsfirma für
das Binninger Gemeindeperso-
nal hatte der Polizist imÜbrigen
kontaktiert. Sie sah keine Mög-
lichkeit, zu einer Lösung beizu-
tragen,weil sie selbst imAuftrag
der Gemeinde arbeite. Und die
Baselbieter Ombudsstelle wies

den Fall ab,weil bereits Anwälte
involviert waren.

Kommt hinzu: Bei der Infor-
mation andie Presse habederPo-
lizist gemäss eigenen Aussagen
nureine passive Rolle eingenom-
men. Die Gemeinde könne das
Gegenteil zumindest nicht bewei-
sen, bemerkte das Gericht. Dass
die Verhältnisse auf der Verwal-
tung imBericht derBaZals «über-
trieben» dargestellt worden sei-
en, könne man dem Polizisten
nicht anlasten.Klar sei aber auch:
«Angestellte im öffentlichen
Dienst unterliegen in besonde-
rem Mass der Treuepflicht», so
Schulthess. «Sie dürfen Vorwür-
fe nicht einfach so verbreiten –
auchwenn sie wahr sind.»

Gemeindemuss über
Entschädigung befinden
Aus diesen Umständen folgerte
das Kantonsgericht in seinem
Urteil: Eine ordentliche Kündi-
gung hätte gemäss Personal-
reglement nur nach einer Ver-
warnung erfolgen dürfen, zumal
sich der Polizist in seinen acht
Jahren bei der Binninger Ge-
meindepolizei stets vorbildlich
und loyal verhalten habe. Eine
ordentliche Kündigung ohne
Verwarnung sei im Reglement
schlicht nicht vorgesehen, und
für eine fristlose Kündigung
wäre die tatsächliche Pflichtver-
letzung des Polizisten wohl zu
wenig schwerwiegend gewesen.

Das Urteil ist noch nicht
rechtskräftig und kann ans Bun-
desgericht weitergezogen wer-
den.Akzeptiert die Gemeinde das
Verdikt, somuss sie im nächsten
Schritt eine angemessene Ent-
schädigung für den Polizisten
bestimmen. Das können bis zu
sechs Monatslöhne sein. Zudem
muss die Gemeinde dieAnwalts-
kosten des Polizisten von mehr
als 6000 Franken tragen.

Binninger Verwaltung kündigte
«Nestbeschmutzer» zu Unrecht
Kantonsgericht Die Gemeinde hat einen Gemeindepolizisten entlassen, weil er gegenüber der «Basler Zeitung» über Missstände
auf der Verwaltung berichtet haben soll. Diese Kündigung war missbräuchlich, urteilt das Kantonsgericht Baselland.

Der Dorfpolizist habe das Vertrauen in die Polizei massiv geschädigt, argumentiert die Gemeinde (Polizeiposten in Binningen). Foto: Henry Muchenberger

Die Schweiz gehört an und für
sich nicht zu den Ländern, in
denen sich die Menschen
essenzielle Sorgen um die freie
Presse machen müssen. Die
Medienfreiheit, ein in der
Bundesverfassung verankertes
Grundrecht, gehört zu den
Eckpfeilern der liberalen Denke
und unserer direkten Demokra-
tie. Ab und an kommt es jedoch
vor, dass wir Journalisten sowie
unsere Quellen von verschiede-
nen Organisationen, meistens
staatlicher Natur, gegängelt
werden. Dies zeigt die Ge-
schichte um den ehemaligen
Dorfpolizisten in Binningen,
der von der Gemeinde freige-
stellt wurde, nachdem er mit
der Presse gesprochen hatte,
exemplarisch auf.

Im Zuge ihrer Recherche zu den
Mobbingvorwürfen auf der
Binninger Gemeindeverwaltung
trat die «Basler Zeitung» vor
rund drei Jahren an den damali-

gen Beamten heran und befrag-
te ihn nach seinen Erlebnissen.
Das ist insofern interessant, als
der Mann nicht etwa als
Whistleblower aufgetreten
ist, der den Kontakt zur Presse
selbst aktiv gesucht hat, um
wichtige Informationen aus
einem geheimen Zusammen-
hang zu veröffentlichen.
Vielmehr berichteten mehrere
damalige Mitarbeiter auf
Nachfrage über angebliche
Missstände bei ihremArbeitge-
ber, der Gemeinde Binningen,
die – notabene – von Steuer-
geldern finanziert wird.

Dieser marginale, aber juristisch
relevante Unterschied spielte
für die Verwaltung bei ihrem
harten Entscheid, den Ex-
Beamten auf die Strasse zu
stellen, offensichtlich keine
gewichtige Rolle. Aufgrund der
intensiven Berichterstattung
erlaubte sich die Gemeinde
zudem, die «Basler Zeitung»

öffentlich an den Pranger zu
stellen. Im Sommer 2020 liess
ein Mediensprecher in einem
auf der eigenenWebsite publi-
zierten Communiqué verlauten:
«Nach den BaZ-Bericht-
erstattungen in der jüngeren
Vergangenheit […] sindwir
leider zur Auffassung gelangt,
dass wir uns diese Bemühungen
gegenüber der BaZ künftig
sparen könnten. […] Um Ihren
Redaktorenwie auch uns
unnötige Arbeit zu ersparen,
erlaubenwir uns, Ihnen vorzu-
schlagen, dass die BaZ künftig
auf schriftliche oder telefoni-
sche Anfragen an unsere
Verwaltung verzichten möge.»

Von dem Baselbieter Kantons-
gericht wurden die Schilderun-
gen des ehemaligen Dorfpolizis-
ten gestern jedoch als glaubhaft
eingeschätzt. Das intolerante
und undemokratische Vorgehen
der Gemeinde gegenüber der
Presse – in diesem Fall der

BaZ – darf nun zumindest
infrage gestellt werden.

Wichtiger aber: Mit seinem
Urteil hat das Gericht bestätigt,
dass die Kündigung des Ex-
Polizisten missbräuchlich und
sein Verhalten nur leicht
belastet gewesen ist – bevor er
mit der Presse sprach, hatte er
erfolglos nach einer internen
Lösung gesucht. Dieser Schuld-
spruch ist von Bedeutung, nicht
nur für den Mann, der den Fall
in jeglichen Belangen gewon-
nen hat, sondern auch für alle
Journalistinnen und Journalis-
ten in diesem Land.

Denn imAugenblick, in dem
unsere Quellen derartige Konse-
quenzenwie eine Entlassung
befürchten müssen,wenn sie
Missstände und das Fehlverhal-
ten der Mächtigen aufzeigen,
habenwir ein ernsthaftes
Problem. Die Presse ist für
unsere Gesellschaft wichtig:

Sie muss ungemütliche Fragen
stellen, nachforschen, kommen-
tieren und den Obrigkeiten
auf die Füsse treten. Dafür sind
wir unweigerlich auch auf
Informanten und Auskunfts-
personen angewiesen, die bei
der Recherche weiterhelfen –
immermit der nötigen Distanz.

Es kann nicht sein, dass eine
Behörde diese Menschen, allen
voran den einfachen Arbeiter,
im Regen stehen lässt, sobald
sie auf Probleme aufmerksam
machen. Nurwenn sie geschützt
bleiben, können die Medien ihre
Aufgabe als vierte Gewalt und
als kritischer Beobachter
weiterhin wahrnehmen.

Medien brauchen furchtlose Quellen
Kommentar

BenjaminWirth
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ANZEIGE

1969machte das ehrgeizigeWerk
Deep Purple berühmt – und in-
spirierte Künstlerwie Procol Ha-
rum, Rick Wakeman und Emer-
son, Lake & Palmer zu eigenen
Kollaborationenmit klassischen
Klangkörpern. Am kommenden
Samstag spielt das Sinfonische
Blasorchester der Stadtmusik
Basel zusammenmitMitgliedern
der Basler Rockband The
Waldenburg im Stadtcasino Jon
Lords «Concerto for Group and
Orchestra».Ein Programmpunkt,
der bislang Erfolg garantierte.

Ende der 1960er-Jahre hatten
Grenzgänge zwischen Klassik
und Rock noch Seltenheitswert.
Darum waren die Kameras der
britischen Rundfunkanstalt BBC
vor Ort, als Deep Purple das
«Concerto» am 24. September
1969 mit dem Royal Philharmo-
nic Orchestra zum ersten Mal
aufführten. Das Konzert in der
Royal Albert Hall wurde schon
im Vorfeld als Kulturereignis
gefeiert. Der im Dezember des
gleichen Jahres als LPveröffent-
lichte Livemitschnitt bescherte

Deep Purple ihren ersten inter-
nationalen Bestseller.

Jon Lord, der langjährige Or-
ganist von Deep Purple, blickte
zeitlebens kritisch auf die viel
beachtete Premiere zurück. «Da-
mals mussten wir mit angezo-
gener Handbremse spielen, um
dasOrchester nicht zu überdröh-
nen», sagte er 2008. «ZumGlück
ist die moderne Beschallungs-
technik so ausgeklügelt, dass
man das Lautstärkengefälle zwi-
schen den gar unterschiedlichen

Klangkörpern leicht ausgleichen
kann.»

Im Stadtcasino wird das
«Concerto forGroup andOrches-
tra» nicht nur besser klingen als
bei seiner Uraufführung, son-
dern auch ein bisschen anders.
1999 wollten Deep Purple das
Werk für ein Jubiläumskonzert
wieder aufgreifen, nur lag die
Originalpartitur nicht mehr vor.
Jon Lordmusste seine Komposi-
tion anhand bestehender Ton-
und Videoaufnahmen rekonst-
ruieren. «Bei einigen Passagen
habe ich schlicht kapituliert»,
gab zu. «Hie und da habe ich ein
bisschen nachkomponiert.»

2002 verliess Jon Lord Deep
Purple.Als Solistmangelte es ihm
nicht an Arbeit. Viele klassische
Ensembleswollten sein «Concer-
to»mit ihm aufführen, um so ein
jüngeres Publikum an ihre Kon-
zerte zu locken. Was ganz in
Lords Sinnwar. «Natürlich freut
esmich,wennRockfans in Leder-
jacken und Klassikkennerinnen
inNerz sich beim selben Konzert
einfinden. Mit meinen Cross-

over-Projekten verfolge ich aber
keine missionarischen oder auf-
klärerischen Absichten.Mir geht
es vor allemdarum,Menschen zu
unterhalten.»

Misstrauische Annäherung
Unterhaltsam ist das «Concerto»
allemal, ist es doch als klar er-
kennbarerAnnäherungsversuch
zwischen Rockband undOrches-
ter angelegt. Im ersten und im
zweiten Satz beschnuppern die
beiden Klangkörper einander
eher misstrauisch, erst im drit-
ten Satz ringen sie sich zu einer
erlösenden Begegnung auf Au-
genhöhe durch.

Bis zu seinem Tod im Jahr
2012 stand Jon Lord dem «Con-
certo for Group and Orchestra»
kritisch gegenüber. «Mir sind
nach 1969 stimmigere Komposi-
tionen für Rockband und Or-
chester gelungen», sagte er.
«Nichtsdestotrotz wurde das
‹Concerto› zu meiner Visiten-
karte. Alle wollen es hören.»

BeimStadtcasino-Konzert von
dem Sinfonischen Blasorchester

der Stadtmusik Basel und The
Waldenburgwird übrigens auch
«Appalachian Spring» vonAaron
Copland zu hören sein. Eine
stimmige Wahl, lieferte das
Œuvre des amerikanischenKom-
ponisten doch die Basis fürmeh-
rere Klassik-Rock-Versuche von
Emerson, Lake & Palmer.

Mit ihrer Interpretation von
«Coplands Fanfare for the Com-
monMan» lieferten ELP 1977 den
Beweis dafür, wie heikel Grenz-
gänge zwischen Klassik und
Rock doch sind.Virtuosität allein
genügt nicht, damit solch weite
Spagate tatsächlich gelingen.
Nicht umsonst übertrifft Deep
Purples feurige Originalversion
des «Concerto forGroup andOr-
chestra» die gar steif geratene
Studioversion diesesWerkes, die
Jon Lord kurz vor seinem Tod
2012 einspielte.

Nick Joyce

Stadtcasino, Basel. Steinenberg 14.
Samstag, 4. Februar, 19.30 Uhr
(freier Eintritt). stadtmusikbasel.ch

«Alle wollen das ‹Concerto› hören»
Stilwechsel im Stadtcasino Die Stadtmusik Basel wagt sich an das «Concerto for Group and Orchestra»
von Jon Lord heran. Deep Purples früher Spagat zwischen Klassik und Rock hat eine bewegte Geschichte.

Leif Simonsen

Dass der Basler Erziehungsdi-
rektor Conradin Cramer (LDP)
zum Start einer Konsultation die
Medien einlädt, ist eine Premie-
re. Angesichts der politischen
Brisanz seiner Pläne sieht er sich
wohl gezwungen, den Kritikern
einen Schritt voraus zu sein.

Für die Pressekonferenz im
«wunderschönen» Theobald-
Baerwart-Schulhaus mit der
«beneidenswerten» Lage am
Kleinbasler Rheinbord hat er
sich die Unterstützung der
Sekschul-Leiterin Tove Specker
sowie von Adriano Cotti (Leiter
Bildung beimGebäudetechniker-
Branchenverband Suissetec) ge-
sichert.

Sie alle finden: Es braucht auf
der Sekundarschule 1 ein neues
Fach namens «Informatik und
Medien». Bisher war dieser Be-
reich in die anderen Fächer inte-
griert, künftig soll es zur Pflicht-
lektion im 1. und 2. Jahr werden
und danach Freifach sein.

Digitale Kompetenz stärken
Cramer will erstmals seit zehn
Jahren die Stundentafel überar-
beiten,weil sich dieAnforderun-
gen in der heutigen Berufswelt
stark verändert hätten. Die digi-
talen Kompetenzen hätten stark
an Bedeutung gewonnen – und
in der Zwischenzeit sei auch der
Lehrplan 21 eingeführt worden,
der dieThemen «Medien und In-
formatik» beinhalte.

Im neuen Fach soll den Schü-
lerinnen und Schülern nun nicht
nur beigebracht werden, wie sie
mit Medien umgehen sollen.
Auch soll die «binäre» Funkti-
onsweisevonComputernvermit-
telt werden, inklusive erste
Schritte im Programmieren.
Gleichzeitig ist für Cramer klar,

dass die neue Lektion nicht ein-
fach draufgepackt werden darf
auf die bis zu 34 Stunden, wel-
che die Sekundarschüler wö-
chentlich haben. «Die Kinder sol-
len nichtmehr Lektionen haben,
sie brauchen gerade in diesem
Alter auch Freiräume», sagte er
gestern.

Deshalbmüssen andernorts Kür-
zungen vorgenommen werden.
Zum einen soll das Fach «Wirt-
schaft, Arbeit, Haushalt», das
heute in Halbklassen unterrich-
tet wird, künftig in Ganzklassen
unterrichtetwerden. Zum ande-
ren sollen die Fächer «Techni-
sches Gestalten» und «Textiles

Gestalten» im ersten Sekundar-
schuljahr zu einem Pflichtfach
zusammengelegt werden.

Im schwächsten Leistungszug
(A)wird Französisch künftig nur
noch im ersten Jahr Pflicht sein,
danach kann man stattdessen
Deutsch oder Mathe als «Indivi-
duelleVertiefung» hinzuwählen.

Cramer sagte, er habe nicht «aus
politischer Bequemlichkeit» auf
das Streichen von Französisch-
Lektionen verzichten wollen. Er
wisse um die Französisch-Affi-
nität der Grenzregion Basel, die
einen starken Bezug zurRoman-
die habe. Doch Fakt sei eben
auch, dass die A-Schüler gerade

in Deutsch undMathe «Luft nach
oben» hätten.

Wie umstritten die Massnah-
men sein werden, ist zunächst
unklar. Im Bild über die geplan-
ten Neuerungen waren ges-
tern nur die Befürworter – wie
etwa Sekschul-Leiterin Specker.
Sie sprachvon einerLast,von der
die A-Schüler befreit werden
könnten. Sehr wenige von ihnen
seien begeistert vomFach, fürdie
Lehrpersonen sei der Unterricht
oft frustrierend.Häufig könneder
Stoff im Französischunterricht
nicht mehr klassisch vermittelt
werden, es würde stattdessen
gespielt und gesungen. «Die Res-
sourcen, diemit demWegfall frei
werden, können wir besser ein-
setzen», ist sie überzeugt. Und
BerufsbildnerCotti betonte, dass
Mathe- und Deutschkenntnisse
in der Ausbildung zumindest in
seinerBranche gefragter seien als
Französisch-Kenntnisse.

Debatte ist programmiert
Geplant ist die Einführung des
neuen Fachs bereits auf das
Schuljahr 2023/24.Vorher sollen
die Betroffenen konsultiertwer-
den, insbesondere die Lehrer.Der
Präsident der Freiwilligen Schul-
synode, Jean-MichelHéritier, hat-
te gestern noch keine Kenntnis
vom Vorhaben Cramers. Als er
von denAbbauplänen imBereich
der handwerklichen Fächer hört,
sagt er: «Daswird zu Diskussio-
nen führen.» Die Lobby der kre-
ativen Fächer sei auch innerhalb
der Lehrergewerkschaft traditi-
onell gross.

Das zeigte sich 2016, als die
Freiwillige Schulsynode sichmit
einerVolksinitiative für die Stär-
kungvonKunstfächern in derSe-
kundarschule einsetzte.DasVolk
stellte sich in der Abstimmung
klar hinter das Anliegen.

Neues Fach «Informatik undMedien»,
dafür weniger Französisch undHandarbeit
Brisanter Entscheid Der Basler Erziehungsdirektor Conradin Cramer (LDP) reagiert auf die veränderten Anforderungen in der Berufswelt.

Zwei von vierzig Sirenen
fallen durch
Basel Beim gestrigen Sirenentest
wurden 2von 40 Sirenen imKan-
ton Basel-Stadt nicht ausgelöst.
Diese werden nun von Fachleu-
ten geprüft und repariert,wie die
Kantonspolizei mitteilt. Eine Si-
rene, die bereits vor dem ersten
Test um 13.30 Uhr ausser Betrieb
war, wurde erfolgreich durch
eine mobile Sirene ersetzt. Sie
befand sich auf dem Dach des
alten Radiostudios an derNova-
rastrasse,wie es imCommuniqué
heisst. Der zweite Alarm um
13.45, der die Werksirenen des
Roche-Geländes betraf, sei rei-
bungslos abgelaufen. (SDA)

Nachricht

«Kinder brauchen Freiräume»: Conradin Cramer will nicht, dass Schülerinnen und Schüler mehr Lektionen haben. Foto: Dominik Plüss

«Wirmussten
mit angezogener
Handbremse
spielen, um das
Orchester nicht zu
überdröhnen.»

Jon Lord (1941–2012)
Organist von Deep Purple

Kostenlose
Zahn-Implantat Beratung

Manchmal hört man „bei Ihnen gehen
Implantate nicht, Sie haben zu wenig
Knochen“. Dies trifft nicht immer zu.
Dr. Marschall und Kollegen wissen wie man
auch bei wenig Knochenangebot Implantate
setzt. Profitieren Sie so lange es geht von
der Kompetenz und Erfahrung der speziali-
sierte Zahnärzte und vom Eröffnungsange-
bot: 40 % Rabatt* auf Implantat-Kronen
und übrige Kronen. Gilt bis zum 28.02.2023.
Termine können vereinbart werden bei ABA
Aeschenplatz Zahnklinik 061 226 60 00.
*Bei SSD-Tarif TPW 1.1 Fr., bei EL, KK, UVG gilt der SUVA Tarifvertrag


